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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 1 KR 108/13 B 
 
L 11 KR 532/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 13 KR 1499/09 (SG Ulm) 
 
 
 
………………………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
IKK classic, 
Tannenstraße 4 b, 01099 Dresden, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. August 2014 durch den  

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u   

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 5. November 2013 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 5. November 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren, ihr eine Revi-

sionsoperation der Bauchdecke als Sachleistung zu gewähren, bei der Beklagten und in den 

Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung ausgeführt, die Klägerin leide 

zwar an einem rezidivierenden Narbenekzem, dieses sei aber durch entzündungshemmende 

und antiseptische Therapie ambulant behandelbar. Eine medizinische Indikation für eine opera-

tive Behandlung lasse sich damit nicht begründen. Allein die Möglichkeit einer ästhetischen Nar-

benkorrektur sei zur Begründung der medizinischen Notwendigkeit nicht ausreichend. 

Ästhetische Argumente rechtfertigten nicht die Notwendigkeit der Kostenübernahme durch die 

Beklagte, weil insoweit keine besondere Auffälligkeit vorliege. Die von der Klägerin als unästhe-

tisch empfundene Körperform und die Narben im Bauchbereich erreichten nicht die Erheblich-

keitsschwelle im Sinne der Rechtsprechung des BSG. Ohnehin lasse sich der von der Klägerin 

gewünschte Zustand (vor einer Bauchstraffungsoperation im Jahr 1999) nicht wiederherstellen. 

Die Notwendigkeit ergebe sich auch nicht daraus, dass die Klägerin psychisch auf die ge-

wünschte Veränderung fixiert sei (Urteil vom 5.11.2013). 

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil und begehrt, ihr für das Verfahren einer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revi-

sion im LSG-Urteil Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewil-

ligen. 

 

 

II 

 

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von PKH und Beiordnung eines Rechtsanwalts ist ab-

zulehnen (dazu 1.), ihre Beschwerde ist zu verwerfen (dazu 2.). 

 

1. Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 114, 121 ZPO kann einem bedürftigen Beteiligten für das 

Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beigeordnet 

werden, wenn - unter anderem - die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 

Erfolgt bietet. Daran fehlt es. 

 

Die Klägerin kann aller Voraussicht nach mit ihrem Begehren auf Zulassung der Revision nicht 

durchdringen, weil es keine hinreichende Aussicht auf Erfolgt bietet. Nach Durchsicht der Akten 

fehlen Anhaltspunkte dafür, dass die Klägerin einen der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschlie-

ßend aufgeführten Zulassungsgründe darlegen könnte. 
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Die Sache bietet keine Hinweise für eine über den Einzelfall der Klägerin hinausgehende grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Das LSG hat unter Hinweis auf 

höchstrichterliche Rechtsprechung entschieden, dass die Durchführung der Revisionsoperation 

nicht notwendig iS des § 27 Abs 1 SGB V sei. Eine klärungsbedürftige Rechtsfrage ist danach 

nicht ersichtlich. Das Bedürfnis für die Klärung einer Rechtsfrage in einem Revisionsverfahren 

fehlt, wenn ihre Beantwortung nach der dazu ergangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung 

keinem vernünftigen Zweifel unterliegt, die Frage also "geklärt" ist (vgl zB BSG Beschluss vom 

21.10.2010 - B 1 KR 96/10 B - RdNr 7 mwN). Eine Rechtsfrage, über die bereits 

höchstrichterlich entschieden worden ist, kann dennoch klärungsbedürftig sein, wenn der 

Rechtsprechung in nicht geringem Umfang widersprochen wird und gegen sie nicht von 

vornherein abwegige Einwendungen vorgebracht werden (vgl zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 

S 19 mwN). Daran fehlt es. 

 

Es ist auch nichts dafür ersichtlich, dass das LSG entscheidungstragend von Rechtsprechung 

des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abgewichen sein könnte (Zulassungsgrund gemäß 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder dass die Klägerin einen Verfahrensfehler des LSG dartun könnte, 

auf dem die Entscheidung des LSG beruhen kann (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG). Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist eine Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung von § 109 und § 128 Abs 1 S 1 SGG 

(Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Amtsermittlungsgrundsatz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, 

dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Hierzu 

gehört nach ständiger Rechtsprechung des BSG die Darlegung, dass ein anwaltlich vertretener 

Beteiligter, wie hier die Klägerin im Berufungsverfahren, einen Beweisantrag bis zum Schluss 

der mündlichen Verhandlung gestellt und noch zumindest hilfsweise aufrechterhalten hat (vgl 

dazu BSG Beschluss vom 14.6.2005 - B 1 KR 38/04 B - Juris RdNr 5; BSG SozR 4-1500 § 160 

Nr 13 RdNr 11 mwN). Hierfür liegt nichts vor. 

 

Da PKH nicht bewilligt werden kann, entfällt auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts gemäß 

§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO. 

 

2. Die Beschwerde ist unzulässig, da sie nicht von einem gemäß § 73 Abs 4 SGG vor dem BSG 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet worden ist. Auf das Erfordernis, sich vor 

dem BSG durch einen der in § 73 Abs 4 SGG aufgeführten Prozessbevollmächtigten vertreten 

zu lassen (zur Verfassungsmäßigkeit vgl BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7 S 13 mwN), ist die 

Klägerin in der Rechtsmittelbelehrung des LSG-Urteils hingewiesen worden. Die von ihr selbst 

eingelegte Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG durch 

Beschluss zu verwerfen. 
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3. Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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